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Bernd Roeder

LNG-Terminal auf Rügen: Gericht weist Klagen ab

Überflüssig und umweltschädlich oder notwendig für eine sichere Versorgung? Das Rügener
Flüssigerdgas-Terminal ist umstritten. Die Entscheidung eines Bundesgerichts ist nicht das letzte
Wort in der Sache.

Die Genehmigung für die Anbindungsleitung des um-
strittenen Rügener Terminals für Flüssigerdgas (LNG)
ist rechtens. Das Bundesverwaltungsgericht hat Kla-
gen der Deutschen Umwelthilfe (DUH) und des Natur-
schutzbundes Deutschland (Nabu) abgewiesen. Der
Verzicht auf eine Umweltverträglichkeitsprüfung bei
der Genehmigung sei nicht zu beanstanden, weil das
Rügener Terminal der Bewältigung einer Gasversor-
gungskrise diene, teilte das Gericht am Donnerstag
mit.

DUH und Nabu hatten auf Aufhebung des Planfest-
stellungsbeschlusses vomAugust 2023 geklagt. Schon
mit Eilanträgen, die auf einen Baustopp abzielten, wa-
ren sie vor dem Leipziger Gericht im vergangenen
Jahr gescheitert. Nun lehnte das Gericht die Klagen
im Hauptsacheverfahren ab. Umwelthilfe und Natur-
schutzbund reagierten enttäuscht.

„Auch wenn das Gericht eben keinen Rechtsverstoß
erkannt hat, dann ist aus unserer Sicht eben das LNG-

Projekt trotzdem energiepolitisch überflüssig, ökolo-
gisch für die Ostsee wirklich fatal und eben auch poli-
tisch ein schwerer Fehler“, sagte die Nabu-Referentin
für Meeresschutz, Anne Böhnke-Henrichs.

Angesichts des Ukraine-Kriegs hatte der Bund den
Ausbau einer eigenen Importinfrastruktur für LNG for-
ciert, um unabhängiger von russischem Gas zu wer-
den. Mit dem LNG-Beschleunigungsgesetz hat der Ge-
setzgeber die Möglichkeit geschaffen, auf eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung zu verzichten.

Die DUH kündigte am Donnerstag weitere rechtliche
Schritte an. Der Bürgermeister der unweit des Termi-
nals gelegenen Gemeinde Binz sagte, seine Gemein-
de werde in Kürze Klage beim Bundesverwaltungsge-
richt gegen die Genehmigung des LNG-Terminals ein-
reichen. „Wir sind sehr zuversichtlich, damit den ge-
planten Betriebsbeginn am 15. Mai untersagen zu las-
sen.“
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Torsten Roth

Land gibt neues Risikokapital an Start-ups aus – das wirft
Fragen auf

Mecklenburg-Vorpommern stockt dieWirtschaftsförderungauf:Mit Beteiligungskapital von 44Millio-
nen Euro sollen junge Unternehmen bei der Entwicklung innovativer Produkte unterstützt werden.
Schwerin. Neues Staatsgeld für junge Firmen in
Mecklenburg-Vorpommern: Das Land greift der Wirt-
schaft mit frischem Beteiligungskapital in Millionen-
höhe kräftig unter die Arme und gibt an Unterneh-
menweitere 37,5 Millionen Euro Risikokapital aus. Da-
mit sollenForschungs-undEntwicklungsvorhabenbis
hin zur Markteinführung unterstützt werden, teilte das
Wirtschaftsministerium mit. Weitere etwa 6,5 Millio-
nen Euro steuert die Mittelständische Beteiligungsge-
sellschaft MV (MBG) bei, sodass zusammen etwa 44
Millionen Euro für den auf fünf Jahre angelegten Risi-
kokapitalfonds zur Verfügung stünden.

Das bringt Geld in die Bücher: Unternehmen mit Sitz
in MV könnten aus dem Programm innoSTARTvc je-
weils bis zu 1,5 Millionen Euro Beteiligungskapital er-
halten. Damit könnten sowohl Investitionen als auch
Betriebsmittel während der Forschungs- und Entwick-
lungsphase bis hin zur Markteinführung digitaler Ge-
schäftsmodelle in kleinsten, kleinen undmittlerenUn-
ternehmen einschließlich Existenzgründungen einge-
setzt werden, hieß es.

Anträge könnten sofort an die Mittelständische Be-
teiligungsgesellschaft gestellt werden. Mit dem Fonds
könnten aufstrebende Unternehmen und Start-ups
in ihrer Entwicklung unterstützt werden, erklärte
Mecklenburg-Vorpommerns Wirtschaftsminister Rein-
hard Meyer (SPD).

Der neue Risikokapitalfonds hatte sich zuletzt aller-
dings um Monate verzögert: Unter anderem war die
Ausschreibung zunächst aufgehoben und erst im De-
zember wieder neu ausgelegt worden. Mit der Kapi-
talvergabe an die unter anderem von Banken und
Wirtschaftskammern getragene Mittelständische Be-
teiligungsgesellschaft gibt das Land die in der Fach-
welt als sehr erfolgreich eingestufte Zusammenar-
beitmit der Genius Venture Capital-Gesellschaft, einer
Tochtergesellschaft des Technologiezentrums Schwe-
rin, überraschend auf. GVC habe sich „bei der Aus-

schreibung nicht durchgesetzt“, begründete ein Spre-
cher desWirtschaftsministeriumsdie Entscheidung la-
pidar. Die MBG habe „ein überzeugendes Konzept“
vorgelegt.

Die Neuvergabe wirft bei Risikokapitalgebern aller-
dings einige Fragen auf: Mit der Risikokapitalfinanzie-
rung allein auf eine Bank zu setzen, geht das Land ei-
nen anderenWeg, als die große Mehrzahl der anderen
Bundesländer, die in Sachen Start-up-Finanzierung
auf eine Venture Capital Gesellschaft setzen. Inves-
toren sehen mit dem Zuschlag an die Mittelständi-
scheBeteiligungsgesellschaftandere Venture-Capital-
Gesellschaften in MV aber benachteiligt. Sie fürchten,
dass es bei Finanzierungsrunden in Zukunft schwerer
werde, zusätzlich zu dem Staatsgeld weiteres privates
Kapital einzuwerben.

In den vergangenen 25 Jahren hatte die GVC zu dem
im Auftrag des Landes gemanagten staatlichen Risi-
kofonds ein Vielfaches an privatem Geld eingewor-
ben. 35 Unternehmen waren in insgesamt mehr als
100 Transaktionen finanziert worden – durchschnitt-
lich mit Risikokapital in Höhe von immerhin 2,8 Mil-
lionen Euro. Insgesamtwurden bislang Fondsmittel in
Höhevon23,5MillionenEuro investiert unddamitwei-
tere 74,4MillionenEuroRisikokapitalmobilisiert.Mehr
als 120 private Investoren steckten bislang insgesamt
61,5 Millionen Euro in die zumeist jungen Unterneh-
men.

„Wir bedauern, dass unser Konzept keine Berücksich-
tigung fand“, reagierte GVC-Chef Uwe Bräuer: „In Hin-
blick auf den großen Bedarf wachstumsstarker Start-
ups an Eigenkapital und gezielter Managementun-
terstützung, beides typisch für eine Venture-Capital-
Finanzierung, sehen wir die Defizite des jetzt aufge-
legten Fonds. Wie man das besser gestalten kann, um
so auchmehr privates Kapitalmobilisieren zu können,
dazu führen wir bereits erste Gesprächemit demWirt-
schaftsministerium.“
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Caspar Schwietering, Stefanie Witte, Christopher Ziedler

Skandal in Sicht: Habeck wusste nicht alles über
AKW-Streckbetrieb

Robert Habeck war von dem Vermerk seines Staatsse-
kretärs Patrick Graichen begeistert. Von einem „famo-
sen Papier“ sprach der grüne Wirtschaftsminister. Auf
fünf Seiten hatte Graichen am 4. März 2022 dargelegt,
dass Deutschlands Atomkraftwerke trotz Gasmangels
nicht länger am Netz bleiben sollten. Sein Fazit: Eine
Laufzeitverlängerung über den Jahreswechsel hinaus
sei nach einer Abwägung von Nutzen und Risiken für
die „drei noch bestehenden Atomkraftwerke auch an-
gesichts der aktuellen Gaskrise nicht zu empfehlen“.

Laut Graichen führe ein Weiterbetrieb demnach zu
rechtlichen Problemen, wäre technisch und personell
kaumumsetzbar und löste die Energiekrise nicht. Eine
etwas veränderte Version dieses Prüfvermerks veröf-
fentlichte das Wirtschaftsministerium kurz darauf auf
seinerWebsite. Auch ineinemFrage-Antwort-Textwur-
den eine mehrjährige Laufzeitverlängerung oder ein
Streckbetrieb ins Frühjahr 2023 hinein, der nach Inter-
vention von Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) schließ-
lich stattfand, als nicht hilfreich dargestellt.

Ministeriumsunterlagen zeigen nun allerdings, dass
diese Sichtweise von Fachbeamten im Wirtschafts-
ministerium und im Umweltministerium nur bedingt
geteilt wurde. Die Unterlagen wie die Kommunikati-
on zwischen Habeck und seinem Staatssekretär sind
nach einer Klage des Magazins „Cicero“ nach dem In-
formationsfreiheitsgesetz öffentlich geworden.

Die Union macht Habeck deshalb nun schwere Vor-
würfe. „Der alte Verdacht erhärtet sich: BeimKernkraft-
Aus wurden Parlament und Bevölkerung belogen“,
schrieb der Parlamentarische Geschäftsführer der
Bundestagsfraktion, Thorsten Frei, bei X. „Habeck soll-
te unverzüglich sämtliche Akten zum Aus der AKW auf
den Tisch legen.“ Ansonsten drohe ein Nachspiel. Die
Bundestags-Ausschüsse für Klimaschutz und Energie
sowie für Umwelt kommen an diesem Freitag des-
halb zu Sondersitzungen zusammen. Im Gespräch sei
eventuell auch ein Untersuchungsausschuss, hieß es
aus der Union, sollte Habeck die Aufklärung verwei-
gern.

Das Wirtschaftsministerium wies die Vorwürfe als ver-
kürzt undohneKontext zurück, die gezogenenSchlüs-
se seien so auch unzutreffend. Konkret geht es um ein
Gutachten aus der Stromabteilung des Ministeriums.
Darin plädieren die Beamten dafür, einen sogenann-
tenStreckbetrieb für die drei damals nochamNetzbe-
findlichen AKW bis zum 31. März zu prüfen. So könne
der Erdgasverbrauch imStromsektor auf einMinimum
reduziert werden. Den weitgehenden Ersatz von teu-
renGaskraftwerkenmit stillgelegtenKohlekraftwerken
bezeichnen die Strommarktexperten als „äußerst risi-
koreich“. Durch einen Einsatz der AKW im Streckbe-
trieb „könnten die Strompreise in vielen Stunden sin-
ken“.

Dieses Gutachten für einen Streckbetrieb hat Wirt-
schaftsminister Habeck nicht erreicht. Von der Lei-
tungsebene habe nur Graichen den Bericht gelesen,
teilte das Ministerium dem Tagesspiegel mit. Man
verweist allerdings darauf, dass zu einer möglichen
Laufzeitverlängerung „verschiedene Argumente ge-
hört und gewogen“ worden seien – etwa auch die
Argumente der Kraftwerksbetreiber, die keinen Nut-
zen in einem Streckbetrieb gesehen hätten. „All die-
se Argumente sind in den Abwägungsprozess, dieMei-
nungsbildung und die Ergebnisse eingeflossen.“

Aufgebauschtes Gutachten?

Im Umweltministerium wurde zeitgleich geprüft, ob
eine Verlängerung der Laufzeit überhaupt sicher wäre.
Die Beamten der Abteilung „Nuleare Sicherheit, Strah-
lenschutz“ gehen in demGutachten grundsätzlich da-
von aus, dass ein Streckbetrieb oder eine mehrjähri-
ge Laufzeitverlängerung mit der nuklearen Sicherheit
„vereinbar wären“, allerdings nur unter Voraussetzun-
gen. Während die Beamten gegen einen Streckbetrieb
wenig Bedenken geltend machen, sehen sie bei einer
mehrjährigen Laufzeitverlängerung viele Risiken und
Probleme.

Die Beamten warnen davor, dass es neue Brennstä-
be bräuchte, die womöglich nicht zu den deutschen
Atomkraftwerken passten, weshalb eine besonders

ZURÜCK ZUM INHALT 5



PRESSESPIEGEL EWN - ENTSORGUNGSWERK FÜR NUKLEARANLAGEN | 26.04.2024

EW
N

aufwendige Kontrolle des Betriebs nötig wäre. Die
deutschen AKW waren zudem wegen des nahenden
Atomausstiegs seit 13 Jahren nichtmehr grundlegend
überprüft worden, obwohl eine Sicherheitsüberprü-
fung nach den Regeln der internationalen Atomener-
giebehörde eigentlich alle zehn Jahre vorgeschrieben
ist. Nun wäre eine besonders aufwendige Überprü-
fung aller Anlagen nötig gewesen. Zudem fehlten we-
gen des geplanten Atomausstiegs Ersatzteile und Per-
sonal.

Aus den vielen Bedenken der Beamten kannman den
Schluss ziehen, dass eine mehrjährige Verlängerung
der Laufzeit sicherheitstechnisch kaum in Betracht
kommt. DiesenSchluss zogdannauchder Abteilungs-
leiter. Eine Verlängerungder Laufzeit über 2022 hinaus
sei sicherheitstechnisch nicht vertretbar, schrieb der
Chef der Atomaufsicht, Gerrit Niehaus, in einer zwei-
ten Version des Vermerks fett gedruckt über die Erläu-
terungen seiner Beamten. Doch Niehaus‘ Urteil bezog
sich nicht nur auf eine Verlängerung der Laufzeit um
mehrere Jahre, sondern auch auf den Streckbetrieb.
Hierfür liefert der Vermerk dann allerdings kaumArgu-
mente.

Aus den von „Cicero“ freigeklagten Unterlagen las-
sen sich zusammenfassend zwei Schlüsse ziehen: Ein
Gutachten, das für einen Streckbetrieb argumentiert,
hatWirtschaftsminister Habeck nicht erreicht. Und ein
Abteilungsleiter im Umweltministerium hat aus dem
Fachgutachten seiner Beamten einen recht weitge-
henden Schluss gezogen, und damit die Risiken eines
Streckbetriebs womöglich dramatisiert.

FDP attackiert Habeck

Die Opposition vermutet allerdings einen größeren

Skandal. CSU-Generalsekretär Martin Huber attackier-
te Habeck am Donnerstag scharf. „Habeck hat of-
fensichtlich auch den Bundeskanzler beim AKW-Aus
belogen. Sein Rückhalt für die AKW-Abschaltung be-
ruht auf falschen Tatsachen“, sagte er dem Tagesspie-
gel. Scholz müsse jetzt durchgreifen und den AKW-
Rückbau stoppen.

Auch aus der FDP-Fraktion wird Habeck angegriffen.
„Die berichteten Vorgänge im Wirtschaftsministerium
über den Atomausstieg stehen klar im Widerspruch
zu einemwissenschaftsbasierten Politikstil“, sagte der
technologiepolitische Sprecher Stephan Seiter dem
Tagesspiegel. Die Hausleitung habe offensichtlich die
Kompetenz ihrer Fachleute ignoriert. „Ich erwarte von
Robert Habeck eine zügige und transparente Aufklä-
rung der Vorgänge.“

In der SPD versteht man die Aufregung nicht. „Der
Atomausstieg war richtig: Die Energiepreise sind ge-
sunken, die Versorgungssicherheit ist stets gewähr-
leistet und es sind so viele Erneuerbare am Netz wie
nie zuvor“, sagte Fraktionsvize Matthias Miersch der
Mediengruppe Bayern. Es gebe keinen Weg zurück in
die alte Atomwelt. „Die Zukunft ist erneuerbar, günstig
und klimafreundlich.“ (mit Agenturen)

Wirtschaftsminister Robert Habeck (Grüne)muss
sich erneut wegen des Atomausstiegs rechtferti-
gen.

Zitat

”Die berichteten Vorgänge im Wirtschaftsminis-
teriumüberdenAtom-ausstieg stehenklar imWi-
derspruch zu einem wissenschaftsbasierten Po-
litikstil.” - Stephan Seiter, technologiepolitischer
Sprecher der FDP-Fraktion im Bundestag
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